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Neuere Aspekte der Flexibilisierungsdebatte : sozial abgesicherte Flexibilität ?

1. Die  reale  Entwicklung auf den Arbeitsmärkten ist für die Sozialversicherungsdebatte wichtig : gibt es eine Erosion des Normalarbeitsverhältnisses oder bleibt es trotz Veränderungen bestehen ? Die Meinung, dass der Arbeitsmarkt nur mehr aus unstabilen, kurzfristigen, prekären Jobs besteht und es keinerlei Hoffnung mehr auf langfristige Normalarbeitsverhältnisse gibt – wie z.B von Beck in der Risikogesellschaft (2000) vertreten oder von Rifkin im Ende der Arbeitsgesellschaft (1995)- ist falsch. Neuere nationale und internationale Studien belegen, dass das Normalarbeitsverhältnis nach wie vor dominiert und die durchschnittliche Betriebszugehörigkeitsdauer sogar zugenommen hat (von 10,5 Jahren im EU Durchschnitt 1992 auf 10,6 im Jahre 2002).

2. Wie man diese Stabilität auch misst (z.B. durch die durchschnittliche Betriebszugehörigkeitsdauer :Auer/Cazes, 2003 für EU , Japan, USA; Dauer der “Ueberlebenschance” neu begonnener Jobs für zwei Alterskohorten (Knuth/Erlinghagen, 2004 für Deutschland), Abgangsraten aus Beschäftigung (Sousa-Pouza 2004, für die Schweiz,  Auer/Cazes für die EU und L’Horty ,2004 für Frankreich) oder relatives Wachstum langfristiger Jobs (Doogan,2003,  für die EU) es gibt keinen empirisch belegten Befund der dramatischen Erosion des Normalarbeitsverhältnisses. 

3. Die Stabilität von Arbeitsplätzen hat sich daher, trotz der Unkenrufe eines nur mehr aus kurzfristigen Arbeitsverhältnissen bestehenden Arbeitsmarktes, im Schnitt nicht verändert und die Länderunterschiede sind auch gleichgeblieben (keine Konvergenz zum US Arbeitsmarkt). Es scheint « kräftige Anreize auf beiden Seiten –Industrie und Gewerkschaft- zu geben, um die Kontinuität des  Arbeitsverhältnisses aufrechtzuerhalten » (Wanner, 1999)

4. Allerdings gilt der Befund vor allem hinsichtlich der durchschnittlichen Dauer von Beschäftigungsverhältnissen. Diese sagt jedoch nur teilweise etwas über die Qualität von Arbeit aus. Es gibt Hinweise grösserer Arbeitsplatzunsicherheit in Umfragen,  es sinkt die Dauer der Jobs von Jugendlichen, von Männern (während die Dauer bei Frauen steigt –oft auch auf Teilzeitarbeitsplätzen) und es gibt flexible und weniger flexible Sektoren. Auch mehr Stress und mehr interne Arbeitswechsel, und natürlich andauernd hohe Arbeitslosigkeit und ein Anstieg befristeter Jobs sind reale Gründe fèr mehr Unsicherheit und Presseberichterstattung über Massentlassungen und Arbeitsmarktprobleme verstàrken dieses Gefühl.

5. Eine simple Gegenüberstellung von Rangordnungen von 1)durchschnittlicher Betriebszugehörigkeitsdauer 2) subjektiver Arbeitsplatzunsicherheit 3) Qualität der Arbeitsplätze zeigt, dass es keinen Zusammenhang zwischen durchschnittlicher Betriebszugehörigkeitsdauer und subjektiver Arbeitsplatzunsicherheit gibt (Beispiel Japan : längste Dauer, höchste Unsicherheit)….wohl aber zwischen Qualität der Arbeitsplätze und  Unsicherheit (je höher der Anteil guter Arbeitsplätze in einem Land desto besser auch des Sicherheitsgefühl der Leute).

6. Doch was bedeutet Arbeitsmarktstabilität, wenn sie weder die Qualität der Arbeit noch das Unsicherheitsbefinden  der Arbeitenden dramatisch zu beeinflussen  scheint ?

7. Es gibt  sowohl “schlechte” als auch “gute” Arbeitsmarktstabilität und es gibt auch “gute” und “schlechte” Arbeitsmarktflexibilität. Die beste Einschätzung  (in Befragungen) von Qualität und Sicherheit gibt es paradoxerweise in Ländern, die eine relativ geringe (aber nicht absolut geringe: immerhin zwei Jahre mehr als die USA) durchschnittliche Betriebszugehörigkeitsdauer mit guter Sozialabsicherung verbinden, wie etwa Dänemark

8. In anderen Ländern mit flexiblen Arbeitsmärkten (USA/Vereinigtes Königreich) ist die Unsicherheit grösser und im Vereinten Königreich ist auch die Qualität der Arbeitsplätze geringer.  Gross ist jedoch die Unsicherheit und gering die Arbeitsplatzqualität auch in Ländern wie Griechenland, Italien und Portugal, die einen hohen Anteil langfristiger Beschäftigungsverhältnisse aufweisen. Auch Japan gehört bezüglich der Unsicherheit zu diesen Ländern.

9. Was den “schlechteren” flexiblen und auch den “schlechteren” stabilen Arbeitsmärkten fehlt, scheint eine gute sozialökonomische Absicherung bei Jobwechsel, Arbeitsplatzverlust, Weiterbildung, Mutter-und Elternschaft zu sein: es gibt z.B.einen klaren positiven Zusammenhang zwischen den Ausgaben für “passive” und aktive Arbeitsmarktpolitik und der Sicherheit am Arbeitsmarkt: je höher die Ausgaben, desto geringer schätzen die Befragten die Unsicherheit ihrer Jobs ein. Und diese Sicherheit wirkt sich auch makroökonomisch (z.B. Konsumverhalten) positiv aus.

10. Allerdings sollte auch noch darauf hingewiesen werde, dass unsere Arbeiten zur Arbeitsmarktstabilität (eine Antwort auf die gebetsmühlenhafte Wiederholung der Forderung nach mehr Flexibilität am Arbeitsmarkt) ergeben haben, dass lange Betriebszugehörigsdauern durchaus mit positiver Produktivitätswirkung einhergehen, und dass zu kurze Beschäftigungsdauern sich ungünstig suf die Arbeitsproduktivität auswirken. (Es gibt zwar auch ein Problem mit sehr langen Dauern  und eine Abschaffung der Frühverrentungen kann hier in der Zukunft zu mehr Problemen führen, doch liegen alle durchschnittlichen Betriebszugehörigkeitsdauern in Europa unter dem ermittelten Scheitelpunkt der Produktivitätskurve von ca 14 Jahren)

11. Daher: auch Firmen benötigen Stabilität und Arbeitnehmer Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt für Produktivität und Sicherheit und es wäre falsch eines der beiden Extreme alleine zu verfolgen. 

12. Was bedeutet diese Analyse nun für die Debatte um alternative Politik und für die Bundesrepublik?  Eine zu starke Betonung liegt hier auf dem erwarteten positiven Effekt der Flexibilisierung des Arbeitsmarktes und eine zu geringe auf  den positiven Effekten von Stabilität, ein zu starker auf den Einsparungen bei den Sozialleistungen (Zusammenlegung AG un AH in ALG II) und ein zu geringer auf dem Umbau der Sozialleistungen in eine Versicherung des Zugangs und Uebergangs auf den Arbeitsmärkten.

13. Wir (die ILO) gehen in unseren Analysen davon aus, dass die Globalisierung weitergeht (und hier ist auch die Neumitgliedschaft der Oststaaten gemeint) und zu  mehr Verwerfungen auf den Arbeitsmärkten führen wird. Dadurch ist die Stabilität von Arbeitsplätzen gefährdet und zur Aufrechterhaltung einer Sicherung von Einkommen, Gesundheit, Familie und lebenslanger Weiterbildung werden in Zukunft eher mehr als weniger Transferleistungen benötigt. Und wir haben festgestellt, dass die Länder, die am offensten gegenüber der Weltwirtschaft sind auch das dichteste Netz an Sozialleistungen haben. Globalisierung braucht Sozialschutz, er ist auch ökonomisch sinnvoll und sei es nur wegen der aufgezeigten positiven Rolle von Sicherheit für das Konsumverhalten und das Wirtschaftswachstum. 

14.  Allerdings sind viele Länder  an einem Punkt angekommen, an dem es müssig ist, ein mehr an Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik zu verlangen. Es bleibt aber die Forderung nach einer anderen Arbeitsmarktpolitik.  Um das hier nochmals kurz und bündig anschaulich zu machen: Verbesserung der Kernaufgaben (schnelle Vermittlung von Arbeitslosen und nun auch Sozialhilfeempfängern) der Bundesanstalt/Bundeagentur für Arbeit ja, Kürzung der Leistungen nein. Würde man Vertrauen in das Erstere haben, und konsequent in eine Politik der Aktivierung investieren, bräuchte man das Zweite nämlich gar nicht, denn die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit würde durch diese Poltitk erheblich gesenkt werden. 

